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1. BESTELLUNG

■ Annahmebedüftige Bestellung durch den Auf-
sichtsrat auf höchstens 5 Jahre ab Funktionsbe-
ginn (§ 75 Abs 1 AktG)

■ Wiederbestellung möglich
■ Gerichtliche Bestellung (§ 76 AktG)
■ „Vier-Augen-Prinzip“ – zumindest zwei Vor-

stände (nur nach zB KWG, VAG, BFG, Pensi-
onskassenG, InvFG)

Vorstandsmitglieder haben ihre Leitungsfunktion
gem § 70 Abs 1 AktG eigenverantwortlich zu erfül-
len. Sie sind weder an Weisungen der Hauptver-
sammlung noch eines einzelnen „Großaktionärs“ ge-
bunden.

Bei Vorstandsmitgliedern ist zwischen dem gesell-
schaftlichen Akt der Bestellung und dem schuld-
rechtlichen Rechtsverhältnis der Anstellung zu unter-
scheiden („doppelte juristische Perspektive“ des § 75
Abs 1 AktG).

2. PERSÖNLICHE
VORAUSSETZUNGEN

Die Mitgliedschaft im Vorstand einer AG ist in
persönlicher Hinsicht an folgende Bedingungen ge-
bunden:

■ Die betreffende Person muss eine natürliche, voll
handlungsfähige Person sein (§ 75 Abs 2 AktG).

■ Sie darf nicht zugleich Aufsichtsratmitglied der-
selben AG sein (§ 90 Abs 1 AktG).

■ Beschränkungen nach dem UnvereinbarkeitsG
■ Kapitalvertreter dürfen nicht gleichzeitig Arbeit-

nehmer der Gesellschaft sein.
■ Die Satzung kann weitere persönliche und fachli-

che Voraussetzungen (zB Alter, Wohnsitz, ge-
wöhnlicher Aufenthalt, Staatsbürgerschaft) auf-
stellen.

Über die Notwendigkeit der fachlichen Eignung
schweigt das Gesetz, doch ist davon auszugehen, dass
Vorstandsmitglieder in der Lage sein müssen, die ih-

nen gem § 84 AktG obliegende Sorgfalt eines ordent-
lichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwen-
den. Folgende höchstgerichtliche Entscheidung wird
da schon konkreter: Ein Vorstandsmitglied haftet für
leichtes Verschulden, eine Erfolgshaftung besteht je-
doch nicht (OGH 31. 10. 1973, 1 Ob 149/73, SZ
46/113).

Die Wahl eines Vorstandsmitgliedes ohne die
entsprechenden Eignungsvoraussetzungen ist im
Allgmeinen gem § 195 AktG anfechtbar. Ein Nich-
tigkeitsgrund kann etwa dann vorliegen, wenn eine
juristische Person als Vorstandsmitglied bestellt wird,
da darin eine deutliche Unvereinbarkeit mit dem
Wesen der Aktiengesellschaft zu sehen ist (vgl § 199
Abs 1 Z 3 iVm § 75 Abs 2 AktG). Ein Mangel an
fachlicher Qualifikation bildet keinen Anfechtungs-
grund. Unter Umständen können aber die bestellen-
den Aufsichtsratmitglieder für culpa in eligendo
(Auswahlverschulden) haften.

3. PFLICHTEN DES VORSTANDES

Dem Vorstand kommt das Verwaltungsmonopol
innerhalb der Aktiengesellschaft zu. Er hat gem § 70
AktG die Aktiengesellschaft unter eigener Verant-
wortung so zu leiten, wie es das Wohl des Unterneh-
mens unter Berücksichtung der Interessen der Aktio-
näre und der Arbeitnehmer sowie des öffentlichen
Interesses erfordert.

Vertretungspflicht der AG nach außen, ausgenom-
men § 74 AktG: Einschränkung der Vertretungs-
macht des Vorstandes aus Beschluss der Haupt-
versammlung (§ 103 AktG), Satzung oder durch
Aufsichtsrat aufgrund Satzungsermächtigung
Geschäftsführungspflicht: Dem Gesamtvorstand
obliegt als Kollegium die Geschäftsführung, wo-
bei kein Vorstandsmitglied von der Geschäftsfüh-
rung ausgeschlossen werden kann (OGH, GesRZ
1984, 36). Mangels anderer Satzungsbestimmun-
gen gibt bei Stimmengleichheit die Stimme des
Vorstandsvorsitzenden den Ausschlag (Dirimie-
rung – § 70 Abs 2 AktG).

Vorstand einer Aktiengesellschaft
Der Vorstand stellt ein aktiengesetzliches Organ mit zwingenden Zuständigkeiten dar.
Seine Zuständigkeiten übertreffen an Rang und Bedeutung jene der anderen Organe

(Aufsichtsrat und Hauptversammlung), sodass es gerechtfertigt erscheint, den Vorstand
als das aktienrechtliche Organ mit den wichtigsten Zuständigkeiten zu bezeichnen.

Leitfaden für die Praxis
21

CLEMENS THIELE

„Vorstand heißt im Idealfall
Vorbild und Standhaftigkeit“

❚
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■ Wettbewerbsverbot (§ 79 AktG)
■ Berichtspflicht an den Aufsichtsrat (§ 81 AktG)

und an die Hauptversammlung (§ 153 Abs 4 und
§ 6, § 221a Abs 5 AktG)

■ Pflicht zur Einrichtung eines funktionierenden
Rechnungswesens (§ 82 AktG)

■ Verlustmeldungspflicht (§ 83 AktG)
■ Verschwiegenheitspflicht (§ 84 Abs 1 AktG)
■ Pflicht zur Einholung der Zustimmung des Auf-

sichtsrates bei bestimmten Geschäften (vgl § 95
Abs 5 AktG und § 80 Abs 1 bis 4 AktG, Kreditbe-
willigung)

■ Rechnungslegungspflicht (§ 104 Abs 2, §§ 121,
125, 126, 127 AktG)

Zu den Nebenpflichten des Aktienvorstandes ge-
hören

■ die Erstattung der notwendigen Anmeldungen
zum Firmenbuch (§ 46 Abs 1, §§ 91, 92 Abs 1,
§ 111 Abs 5, § 148 Abs 1, § 151 Abs 1, § 153
Abs 2, § 155 Abs 1, § 192 Abs 4, § 194 Abs 1,
§ 197 Abs 5, § 198 Abs 1, §§ 204, 207 Abs 1,
§ 216 Abs 4, § 225 Abs 1, § 233 Abs 4, § 235
Abs 3, §§ 252, 254 Abs 1)

■ die Wahrung der Abgabenpflichten und anderer
öffentlich-rechtlicher Pflichten der Aktiengesell-
schaft

■ die Aufnahme der vorgeschriebenen Angaben in
die Geschäftspapiere der Aktiengesellschaft (§ 29
Abs 2 AktG iVm § 14 HGB);

■ die Geltendmachung von Ersatzansprüchen der
AG gegenüber anderen Organen uU auch ande-
ren Vorstandsmitgliedern

■ die Mitwirkung an der Gründungsprüfung
(§§ 26, 30 Abs 8 AktG)

■ Aufstellung und Veröffentlichung der Eröff-
nungsbilanzen (§ 33 Abs 3 AktG)

■ Einberufung der Hauptversammlung (§ 105
Abs 1 AktG)

■ Pflichten im Zusammenhang mit Sacheinlagen
(§ 172 Abs 2, § 174 Abs 2 AktG)

■ Pflichten im Zusammenhang mit Bezugsaktien
(§ 166 Abs 1, § 168 Abs 3, § 171 Abs 1 AktG)

4. ÜBERBLICK ZUR HAFTUNG DES
VORSTANDES

Auf einen Blick:

■ Geschäftsführungspflicht als Hauptaufgabe der
Vorstandsmitglieder

■ Vertretungspflicht der Gesellschaft nach außen
(mit Ausnahmen)

■ Sorgfaltspflicht
■ Berichtspflicht
■ Sorgfaltsmaßstab
■ Haftung
■ Ersatzanspruch
■ Das Risiko der Inanspruchnahme

a) GESCHÄFTSFÜHRUNGS- UND
VERTRETUNGSPFLICHT

Dem Vorstand steht das Verwaltungsmonopol
innerhalb der AG (Geschäftsführungspflicht) sowie
das Vertretungsmonopol nach Außen hin zu. Ge-
schäftsführung und Vertretung stellen die beiden we-
sentlichen Teile der Leitungsfunktion des Vorstands
dar. Dem Vorstand ist es untersagt, Geschäftsfüh-
rungsmaßnahmen auf den Aufsichtsrat zu übertragen
(Delegationsverbot zu Lasten des Aufsichtsrates).
Weder Aufsichtsrat noch Hauptversammlung haben
in Geschäftsführungsfragen ein Weisungsrecht ge-
genüber dem Vorstand.

Die Vertretungsmacht des Vorstandes erstreckt
sich auf gerichtliche und außergerichtliche, gewöhn-
liche und ungewöhnliche Handlungen (§§ 70 und
71 ff AktG). Eine Verletzung dieser Kardinalpflich-
ten des Vorstandes kann dessen Mitglieder ersatz-
pflichtig machen.

b) BERICHTSPFLICHT

Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat zumindest
einmal jährlich einen Bericht über Grundsatzfragen
der künftigen Geschäftspolitik sowie über die künf-
tige Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage anhand einer Vorschaurechnung zu erstat-
ten (Jahresbericht). Weiters muss dem Aufsichtsrat
regelmäßig mindestens vierteljährlich, über den
Gang der Geschäfte und die Lage des Unternehmens
im Vergleich zur Vorschaurechnung unter Berück-
sichtung der künftigen Entwicklung berichtet (Quar-
talsbericht) und bei wichtigem Anlass unverzüglich
der Aufsichtsratvorsitzende in Kenntnis gesetzt wer-
den. Über Umstände, die für die Rentabilität oder
Liquidität der Gesellschaft von erheblicher Bedeu-
tung sind, ist dem Aufsichtsrat vom Vorstand unver-
züglich zu berichten (Sonderbericht).

Die Berichtspflicht des Vorstandes, die

gegenständlich,
zeitlich,
hinsichtlich des Adressaten

aufgeteilt ist, hat den Grundsätzen einer „gewissen-
haften und getreuen Rechenschaft“ zu entsprechen
(§ 81 Satz 2 AktG).

c) SORGFALTSPFLICHT

§ 84 AktG regelt die Sorgfaltspflicht für Vor-
standsmitglieder. § 70 Abs 1 AktG legt zusätzlich fol-
gende Handlungsmaximen fest: „Der Vorstand hat
auf das Wohl des Unternehmens Rücksicht zu neh-
men und dabei die Interessen der Aktionäre und der
Arbeitnehmer sowie auch das öffentliche Interesse zu
beachten.“

Der Vorstand unterliegt der Kontrolle des Auf-
sichtsrates. Zwar besitzt der Aufsichtsrat gegenüber
der Geschäftsführung keine Weisungsbefugnis, so ist
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er doch verpflichtet, Mängel in der Geschäftsführung
zu beanstanden und auch berechtigt, dem Vorstand
Ratschläge zu erteilen.

Die Hauptversammlung kann nicht initiativ Ge-
schäftsführungsfragen an sich ziehen. Sie entscheidet
aber darüber, wenn sie ihr vom Vorstand oder vom
Aufsichtsrat vorgelegt werden (§ 103 Abs 2 AktG).
Die dann folgende Entscheidung der Hauptver-
sammlung bindet den Vorstand. Sie kann auch ein
Misstrauensvotum über ein Vorstandsmitglied aus-
sprechen (§ 75 Abs 4 AktG).

d) SORGFALTSMASSSTAB

Der Maßstab, der an die Pflichten gelegt wird, be-
misst sich nach jener Sorgfalt, die man von einem or-
dentlichen und gewissenhaften Vorstandsmitglied
verlangen kann. Grundsätzlich versteht man darun-
ter eine Person, die bei geschäftlichen und finanziel-
len Dingen ein größeres Maß an Erfahrung und Wis-
sen besitzt als ein durchschnittlicher Kaufmann und
damit die Fähigkeit hat, schwierige Zusammenhänge
zu erkennen und ihre Auswirkungen auf die Gesell-
schaft zu beurteilen. Eine besondere Ausbildung ei-
nes Mandatars ist zwar hilfreich (zB berufsmäßige
Parteienvertretung in Österreich), aber nicht not-
wendig und kann durch Berufserfahrung ersetzt wer-
den. Der Berufung zum Aktienvorstand sollte nur
Folge leisten, wer über ausreichende Qualifikation
verfügt. In diesem Zusammenhang ist auf die Sach-
verständigenhaftung (§ 1299 ABGB) und die mögli-
che Haftung wegen Übernahms- bzw Einlassungs-
fahrlässigkeit zu verweisen.

Eigene Sachkompetenz ist vom Vorstand zu ver-
langen. Bei der Ermittlung der konkreten Sorgfalts-
pflicht, die jeweils von Art und Umfang der zu leiten-
den AG abhängig sein wird, ist also ein objektiver
Maßstab anzulegen. Auch in jenen Bereichen, in de-
nen der Vorstand zulässigerweise durch Weisungen
gebunden werden kann, ist die Weisungsgebunden-
heit durch das Gesellschaftsinteresse begrenzt: Die
Befolgung von Weisungen, die gegen dieses versto-
ßen, kann zur Haftung für den dadurch verursachten
Schaden führen.

e) HAFTUNG

Die Haftung von Vorstandsmitgliedern für Schä-
den infolge pflichtwidriger Amtsführung richten
sich insbesondere nach den § 84 Abs 2 bis 6 AktG
und § 70 AktG sowie nach den Regeln des allgemei-
nen Schadenersatzrechtes (§§ 1293 ff ABGB, insb
§§ 1299 f ABGB). Dem Prinzip der Einheit von Lei-
tungsmacht und Verantwortlichkeit folgend korres-
pondiert mit den Leitungsrechten, die dem Aktien-
vorstand eingeräumt sind, eine entsprechende Haf-
tung für die Verletzung der dem Aktienvorstand ob-
liegenden Aufgaben und Pflichten. Die gesetzlichen
Haftungsvorschriften können durch die Satzung oder

durch Vertrag nicht gemildert werden. Sie sind zwin-
gend. Alle Vorstandsmitglieder, die ein Verschulden
trifft, welchen Grades auch immer, haften solida-
risch. Bei einer Beratung im Gesamtvorstand trifft
die Verantwortung primär das nach der Geschäfts-
verteilung zuständige Vorstandsmitglied. Die übri-
gen Vorstandsmitglieder trifft jedoch eine Pflicht zur
Überwachung im zumutbaren Umfang. Eine Res-
sortverteilung der Mitglieder mit haftungsrechtlichen
Folgen ist also denkbar, bedeutet aber, dass das ein-
zelne Mitglied eine „Grundsorgfalt“ sowie eine – je
nach Qualifikation – spezielle Sorgfalt zu vertreten
hat. Wirkt das Vorstandsmitglied an der Fassung
oder der Ausführung eines rechtswidrigen Beschlus-
ses mit, wird es ebenfalls haftbar. Ein überstimmtes
Vorstandsmitglied muss gegen einen rechtswidrigen
oder Schaden herbeiführenden Beschluss alle zumut-
baren Schritte unternehmen.

§ 84 Abs 2 AktG sieht eine Beweislastumkehr
in Bezug auf das Verschulden des zum Schadener-
satz herangezogenen Vorstandsmitgliedes und die
Rechtswidrigkeit seines Handelns vor. Das bedeutet,
dass zunächst das Vorstandsmitglied zur Abwehr sei-
ner Haftung die Rechtmäßigkeit seiner Vorgangs-
weise darlegen und beweisen muss, dass es den Scha-
den nicht pflichtwidrig verursacht hat.

Voraussetzung der Ersatzpflicht ist, dass dem Un-
ternehmen oder Dritten ein Schaden durch die
pflichtwidrige Amtsführung des Vorstandes entstan-
den ist. Die Beweispflicht dafür, dass sie selbst
pflichtgemäß oder wenigstens nicht schuldhaft
pflichtwidrig gehandelt haben, trifft die Vorstands-
mitglieder selbst. Durch den Entlastungsbeschluss
wird der Vorstand nur von seiner persönlichen Haf-
tung befreit. Die Rechte der einzelnen Gesellschafter
gegenüber der Gesellschaft werden hierdurch nicht
berührt.

Jedes Mitglied des Aktienvorstandes haftet zu-
nächst der Aktiengesellschaft selbst für den ihr zuge-
fügten Schaden. Darüber hinaus begründet § 84
Abs 3 AktG als Schutzgesetz iSv § 1311 ABGB eine
unmittelbare Haftung gegenüber Gläubigern der Ak-
tiengesellschaft. Diese tritt dann ein, wenn Gläubiger
in ihren Ansprüchen dadurch geschmälert werden,
dass der Vorstand zB Einlagen an die Aktionäre zu-
rückgewährt hat oder Zahlungen geleistet werden,
nachdem die Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft
eingetreten ist oder sich ihre Überschuldung ergeben
hat, oder zB Kredit gewährt wird. Unter die Gläubi-
ger, welche die Vorstandsmitglieder zum Schadener-
satz heranziehen können, fällt auch der Fiskus, wenn
es zB durch die Verletzung von § 84 Abs 3 AktG zu
einer Abgabenverkürzung gekommen ist.

Der Gesellschaft gegenüber tritt die Ersatzpflicht
nicht ein, wenn die Handlung auf einem gesetzmäßi-
gen Beschluss der Hauptversammlung beruht. Ein
billigender Beschluss des Aufsichtsrates schließt die
Ersatzpflicht allerdings nicht aus.

❚
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f) ERSATZANSPRÜCHE

Die Gläubiger einer AG können sich mit ihren
Ansprüchen grundsätzlich nur an die Gesellschaft
selbst halten. Allerdings können sie nach § 84 Abs 5
AktG der Gesellschaft gegenüber schadenersatz-
pflichtige Mitglieder des Vorstandes unter bestimm-
ten Bedingungen unmittelbar klagen, wenn sie im
Gesellschaftsvermögen keine Befriedigung ihrer
Geldforderungen finden.

Ist die Gesellschaft selbst geschädigt, so können
Ersatzansprüche gegenüber dem Vorstand geltend
gemacht werden durch:

■ einen einfachen Mehrheitsbeschluss der Haupt-
versammlung, die sich für die Dauer des Rechts-
streits durch eine extra dafür bestellte Person ver-
treten lassen kann (§ 122 Abs 1 Satz 1 AktG);

■ 10% der Aktionäre, sofern die behaupteten An-
sprüche nicht offenkundig unbegründet sind
(§ 122 Abs 1 Satz 2 AktG);

■ 5% der Aktionäre, sofern im Prüfbericht Tatsa-
chen festgestellt sind, aus denen sich Ersatzan-
sprüche gegen Mitglieder des Vorstandes ableiten
lassen (§ 122 Abs 1 Satz 3 AktG).

Der Ersatzanspruch der Gesellschaft kann auch
von Gläubigern der Gesellschaft geltend gemacht
werden, soweit sie von dieser keine Befriedigung er-
langen (§ 84 Abs 5 Satz 1 AktG). Befindet sich die
Gesellschaft in Konkurs, so übt dieses Recht der Mas-
severwalter der Gläubiger aus (§ 84 Abs 5 letzter Satz
AktG).

Eine Verzichts- und Vergleichsmöglichkeit mit
der Gesellschaft besteht frühestens nach 5 Jahren.
Hierfür muss einerseits die Hauptversammlung zu-
stimmen und darf andererseits nicht ein Minder-
heitsanteil von 20% des Grundkapitals dem wider-
sprechen (§ 84 Abs 5 AktG).

Jeder Aktionär kann Ersatzansprüche geltend
machen, wenn jemand seinen Einfluss auf die Ge-
sellschaft vorsätzlich ausnützt (vgl § 100 AktG),
um ein Mitglied des Vorstands dazu zu bringen,
ihm oder einen Dritten zum Schaden der Ge-
sellschaft oder ihrer Aktionäre einen gesellschafts-
fremden Sondervorteil zu verschaffen. Das beein-
flusste Vorstandsmitglied haftet neben dem Beein-
flussenden als Gesamtschuldner, dh zur ungeteilten
Hand. Sind Dritte geschädigt, so können Vorstand-
mitglieder nach den allgemeinen Grundsätzen des
ABGB über den Schadenersatz in Anspruch genom-
men werden. Für die Geltendmachung durch Dritte
muss sich das rechtswidrige Verhalten des Vor-
standsmitgliedes unmittelbar gegen den geschädig-
ten Dritten gerichtet haben. Andernfalls ist er bloß
mittelbar Geschädigter und hat nur einen Schaden-
ersatzanspruch, wenn das Mitglied ein Gesetz zum
Schutz seiner spezifischen Interessen verletzt hat.

g) RISIKO DER INANSPRUCHNAHME

Aktuelle Entwicklungen zeigen, dass Missmana-
gement von Unternehmenslenkern immer öfter fi-
nanzielle Folgen hat – zumindest wenn sie nachweis-
lich ihre Pflichten verletzt haben. Je mehr Unterneh-
men ganz oder beinahe zusammenbrechen, je rasan-
ter sich die Firmen verändern, desto mehr Haftungs-
ansprüche wird es geben. Wenngleich das Risiko ei-
ner tatsächlichen Inanspruchnahme in Österreich
noch nicht als sehr hoch eingestuft werden kann. Die
für die Betreibung eines Verfahrens erforderliche
Minderheit von 10% bzw 5% der Aktionäre ist
ebenso selten gegeben wie die Voraussetzungen des
§ 100 AktG. Außerdem ist auch das mit Rechtsstrei-
tigkeiten verbundene Prozessrisiko und die Gefahr
einer negativen Publizität als eher hoch einzustufen.
Theoretisch ist der Abschluss einer D&O Versiche-
rung (Directors and Officers liability insurance – eine
Art Haftpflichtversicherung für Manager) möglich,
durch wissentliche Abweichung von gesetzlichen Be-
stimmungen bietet sie aber auch keinen wirksamen
Schutz gegenüber Schadenersatzansprüchen. Wie
schon unter dem Punkt Sorgfaltsmaßstab erläutert,
schützt Unwissenheit, ob Rechtsirrtum oder Fahrläs-
sigkeit, vor Schadenersatz nicht.

5. FUNKTIONSDAUER UND BEENDI-
GUNG

a) DOPPELTE JURISTISCHE
PERSPEKTIVE

Die Dauer der Vorstandsfunktion ist gesetzlich
genau befristet. Sie endet genau 5 Jahre nach dem
Tag der Bestellung gem § 75 Abs 1 AktG. Das Vor-
standsmandat endet daher zwingend nach 5 Jahren.
Eine kürzere Funktionsperiode kann im Bestellungs-
beschluss festgesetzt werden. Beim Vorstandsmit-
glied ist zwischen dem gesellschaftlichen Akt der Be-
stellung und dem schuldrechtlichen Rechtsverhältnis
der Anstellung zu unterscheiden. Innerhalb der max
5 Jahre ist der Anstellungsvertrag allenfalls außeror-
dentlich kündbar. Grundsätzlich berühren Ansprü-
che aus dem Anstellungsvertrag durch den Widerruf
der Bestellung zum Vorstandsmitglied seitens des
Aufsichtsrates einander nicht (§ 75 Abs 4 AktG). An-
dererseits gilt die Vorschrift des § 75 Abs 1 AktG
auch für einen Anstellungsvertrag, welcher somit
höchstens für 5 Jahre abgeschlossen werden kann.

Der Dienstvertrag des Vorstandsmitgliedes ist
zwingend mit der Aktiengesellschaft zu vereinbaren.
Ein Anstellungsvertrag mit einem Dritten, zB einer
anderen Gesellschaft, scheidet aufgrund der zwingen-
den aktienrechtlichten Zuständigkeitsordnung aus.
Im Übrigen ist die Vereinbarung des Dienstvertrages
grundsätzlich formfrei möglich, allerdings werden
diese Vorstandsverträge in der Praxis stets schriftlich
geschlossen. Unbefristete Vorstandsverträge sind in
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keinem Fall zulässig. Im Hinblick auf die Amtszeit
des Vorstandsmitgliedes sind insbesondere die so ge-
nannten Verlängerungsklauseln und deren Span-
nungsverhältnis mit § 75 Abs 1 AktG und der Ent-
scheidungsfreiheit des Aufsichtsrates von Bedeutung.
Die Laufzeit des Anstellungsvertrages kann auch an
die Dauer der Bestellung geknüpft werden. Damit ist
sichergestellt, dass fortwährend ein Gleichlauf von
Bestellung und Anstellung besteht und die Vertrags-
laufzeit nicht über 5 Jahre hinausgeht.

b) ABBERUFUNG

Die vorzeitige Abberufung von Vorstandsmitglie-
dern kann nur aus wichtigem Grund erfolgen (§ 75
Abs 4 AktG). Als „wichtige Gründe“ gelten insb
grobe Pflichtverletzung und Unfähigkeit zur ord-
nungsgemäßen Geschäftsführung und Entziehung
des Vertrauens durch die Hauptversammlung. Bei ei-
nem Misstrauensvotum durch die Hauptversamm-
lung müssen keine konkreten Umstände angegeben
werden. Die Abberufung erfolgt durch den Auf-
sichtsrat. Dieser Widerruf der Bestellung ist solange
als wirksam anzusehen, bis seine Unwirksamkeit
rechtskräftig festgestellt ist. In der Praxis führt dies
dazu, dass der Widerruf mit oder ohne wichtigem
Grund definitiv ist, da der Rechtsstreit um den Wi-
derruf regelmäßig nicht während der Amtszeit rechts-
kräftig beendet sein würde.

c) NIEDERLEGUNG

Ein Vorstandsmitglied kann jederzeit vorzeitig
sein Amt niederlegen. Diese Amtsniederlegung mit
oder ohne wichtigem Grund ist stets sofort wirksam.
Von dem Vorliegen eines wichtigen Grundes hängt
dann allein die Frage ab, ob dem Vorstandsmitglied
unter Umständen Schadenersatzforderungen der Ge-
sellschaft drohen und die Gesellschaft wiederum den
Anstellungsvertrag mit sofortiger Wirkung kündigen
kann.

d) SOZIALVERSICHERUNG

Als gesetzlicher Vertreter einer juristischen Person
ist auch das Vorstandsmitglied kein Arbeitnehmer
der Aktiengesellschaft. Kraft ausdrücklicher Bestim-
mung unterliegen Vorstandsmitglieder dennoch der
Pflichtversicherung nach dem ASVG (§ 4 Abs 1 Z 6
ASVG).

6. INNERE ORDNUNG DES
VORSTANDES

Vorstandsmitglieder müssen ihre Arbeit so orga-
nisieren, dass eine effektive und effiziente Geschäfts-
führung und Vertretung der Aktiengesellschaft jeder-
zeit sichergestellt ist. Mangels Kompetenzzuweisung
an den Aufsichtsrat oder Vorschrift in der Satzung
kann sich der Vorstand eine Geschäftsordnung selbst

geben. Dies ist aber nicht die Praxis. In der Regel
wird der Aufsichtsrat eine schriftlich abzufassende
Geschäftsordnung bestimmen.

a) GESCHÄFTSORDNUNG

Der Aufsichtsrat kann die Geschäfte innerhalb
des Vorstandes auf einzelne Mitglieder ressortmäßig
verteilen und eine Geschäftsordnung für den Vor-
stand erlassen, in der auch die Geschäftsverteilung
geregelt ist. Die Gesamtverantwortlichkeit für die
Geschäftführung wird durch eine Geschäftsvertei-
lung allerdings nicht aufgehoben. Jedes Vorstands-
mitglied hat trotz einer Geschäftsverteilung eine ihm
zumutbare angemessene Kontrolle über alle Ge-
schäftsbereiche auszuüben (OGH in GesRZ 1978,
36).

Zwingende Gesetzes- und Satzungsbestimmun-
gen haben jedenfalls Vorrang.

Der Vorstand kann gem § 70 Abs 2 AktG aus ei-
ner oder mehreren Personen bestehen. Der Vorstand
hat auch die Geschäftsordnung des Aufsichtsrates in-
sofern zu beachten, als darin die zustimmungspflich-
tigen Geschäfte (§ 95 Abs 5 AktG) näher geregelt
sind.

b) VORSITZ

Bei einem mehrgliedrigen Vorstand kann der
Aufsichtsrat ein Mitglied zum Vorsitzenden ernen-
nen (§ 75 Abs 3 AktG). Die Ernennung seines Stell-
vertreters für den Verhinderungsfall ist ebenfalls
möglich. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter bil-
den das so genannte Vorstandspräsidium, dem übli-
cherweise die Vorbereitung der Sitzungen obliegt.
Mit der Funktion des Vorstandsvorsitzenden ist ein
besonderes Stimmengewicht verbunden. § 70 Abs 2
AktG enthält ein Dirimierungsrecht (dh die aus-
schlaggebende Entscheidungsbefugnis des Vorsitzen-
den bei Stimmengleichheit).

Eine besondere Bestimmung enthält § 75 Abs 1
AktG, wonach die Wirksamkeit der wiederholten Be-
stellung eines Vorstandsmitgliedes von der schriftli-
chen Bestätigung durch den Vorsitzenden des Auf-
sichtsrats abhängig ist.

Die Satzung kann vorsehen, ob lediglich ein Vor-
standsmitglied vertretungsbefugt ist oder allenfalls
das gemeinschaftliche Vertretungsprinzip von zwei
oder mehr Vorstandsmitgliedern gilt. Jede Änderung
des Vorstandes oder der Vertretungsbefugnis eines
Vorstandsmitgliedes ist in das Firmenbuch einzutra-
gen gem § 73 Abs 1 AktG.

Der Vorstand zeichnet in rechtsverbindicher
Weise für die Gesellschaft gem § 72 AktG. Dritten
gegenüber ist eine Beschränkung der Vertretungsbe-
fugnis des Vorstandes unwirksam. Gemäß § 74
Abs 2 AktG können gesellschaftsintern dem Vor-
stand durch die Satzung oder den Aufsichtrat be-
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stimmte Beschränkungen seiner Vertretungsbefugnis
zugedacht werden.

Vorstandsmitglieder können an Aufsichtsratssit-
zungen teilnehmen, allerdings nur über Einladung.
Zur Vertretung der Aktiengesellschaft vgl § 71 Abs 2
und 3 AktG.

c) STELLVERTRETUNG

Die Funktion des Vorstandsmitglieds ist prinzi-
piell persönlich auszuüben. In der Satzung kann al-
lerdings vorgesehen werden, dass ein Mitglied mit
der Vertretung eines anderen Mitglieds schriftlich be-
traut werden kann.

7. VERGÜTUNG

a) VERGÜTUNGSANSPRUCH?

Die Vorstandsmitglieder haben keinen automati-
schen Vergütungsanspruch. Es kann ihnen aber für
ihre Tätigkeit eine mit ihren Aufgaben und mit der
Lage der Gesellschaft im Einklang stehende Vergü-
tung gewährt werden. § 78 Abs 1 AktG sieht diesbe-
züglich keine gesetzliche Verpflichtung vor. Der Auf-
sichtsrat hat lediglich dafür zu sorgen, dass die Ge-
samtbezüge der Vorstandsmitglieder in einem ange-
messenen Verhältnis zu den Aufgaben des einzelnen
Vorstandsmitgliedes und der Lage der Gesellschaft
stehen. Dies bedeutet, dass die Ausübung eines Vor-
standsmandates auch unentgeltlich erfolgen kann.
Dafür spricht schon eine historische Interpretation,
da die Vorläuferbestimmung des Artikel 227 Abs 3
AHGB ausdrücklich klargestellt hat, dass Vorstands-
mitglieder „besoldet“ oder „unbesoldet“ sein können.
Für die mit dem Vorstandsamt verbundene Ge-
schäftsbesorgung, die den Gegenstand eines Mandats
bildet, spricht gem § 1004 ABGB nicht die Vermu-
tung der Entgeltlichkeit.

b) UMFANG DER VERGÜTUNG

Unter Vergütung ist nur die Honorierung der
Vorstandstätigkeit, nicht aber der Ersatz von Auf-
wendungen (zB für Spesen) zu verstehen. In der Pra-
xis wird eine Art Jahresgehalt im Anstellungsvertrag
vorgesehen, und die Aufteilung in 12 Monatsraten
mit Fälligkeit am Monatsende vorgenommen. Zu-
ständig für die Vergütung ist der Aufsichtsrat. Die
Vergütung kann einen festen Betrag („Fixum“) und
einen variablen Teil zB Gewinnbeteiligung („Tan-
tieme“) umfassen. Beide Teile, sowie die Aufwands-

entschädigungen sind gem § 239 Abs 1 Z 4 HGB im
Anhang zum Jahresabschluss anzuführen. Verschie-
dene Unternehmens- und Personalberatungsfirmen
veröffentlichen in unregelmäßigen Abständen im
Auftrag von Wirtschaftsmagazinen immer wieder da-
raus abgeleitet pauschale Pro-Kopf-Auswertungen,
die als nützliche Instrumente der eigenen Standort-
bestimmung herangezogen werden können.

Den Vorstandsmitgliedern kann für ihre Tätig-
keit eine Beteiligung am Gewinn gewährt werden,
die in einem Anteil am Jahresüberschuss zu bestehen
hat. Die Zahlung dieser so genannten gewinnabhän-
gigen Tantiemen erfolgt im Allgemeinen zugleich mit
der Dividendenausschüttung, also knapp nach der
Hauptversammlung. Ein Fixbetrag ist meist am
Jahresende fällig. Bei der Vereinbarung von Tantie-
men sollte äußerst genau und präzise formuliert wer-
den. Gerade unklare Tantiemenregelungen führen in
der Praxis immer wieder zu Auseinandersetzungen,
insbesondere dann, wenn sich die ehemaligen Partner
getrennt haben. Soweit überdies das Vorstandsmit-
glied in verbundenen Unternehmen Zusatzaufgaben
wahrnimmt, sollte er nicht unbedingt alleine darauf
vertrauen, hierfür auch eine Gewinnbeteiligung zu
erhalten. Entsprechendes sollte von vornherein kon-
kret vereinbart werden.

c) SONSTIGE NEBENLEISTUNGEN
(FRINGE BENEFITS)

Regelmäßig sehen Vorstandsverträge neben be-
sonderen Urlaubsregelungen und Leistungen im
Krankheitsfall zusätzliche Leistungen wie zB Versi-
cherungsschutz oder die zur Verfügung Stellung
eines Dienstwagens sowie die betriebliche Altersvor-
sorge vor. Daneben können auch Versorgungsbezüge
vereinbart werden, dh Ruhegehalts-, Witwen- und
Waisengeldregelungen.

Die Nebenleistungen sind oft vielfältig und so-
wohl wegen ihres Charakters als auch im Hinblick
auf steuerliche Vorteile sehr beliebt.

Allerdings bestätigen Beobachtungen der letzten
Jahre folgenden Trend: früher übliche Nebenleistun-
gen sind kaum mehr vorhanden; sofern überhaupt,
werden diese nur mehr dem Vorstandsvorsitzenden
zur Verfügung gestellt. Als neuer Trend zeichnet sich
eine verstärkte Einbeziehung der Aktienvorstände in
Partizipationsmodelle an der Wertsteigerung des Un-
ternehmens ab, va in Form der stock options, also der
Möglichkeit, Unternehmensaktien zu einem vorbe-
stimmten (günstigeren) Preis zu erwerben.


